Preußiſche Geſetzammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 10. 


Juhalt: Verordnung zur Ausführung des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920, S. 57. — Be⸗ 
kanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter ver 
öffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. go. 


(Rr. 11857.) Verordnung zur Ausführung des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 
(Reichs ⸗Geſetzbl. S. 147). Vom 8. März 1920. 


Di Preußiſche Staatsregierung verordnet hiermit, was folgt: 


Artikel 1. 

Zu § 13. 1. Für die öffentlichen Behörden und die Betriebe des Staates, 
der Gemeinden und der Gemeindeverbände und für die öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften, die hinſichtlich der Dienſtverhältniſſe ihrer Beamten der Staatsaufſicht 
unterſtehen, wird die Befugnis, Beſtimmungen nach Abſ. 2 und Abſ. 4 des § 13 
zu treffen 

a) für die öffentlichen Behörden und die Betriebe des Staates 
dem zuſtändigen Miniſter, : 
b) für die öffentlichen Behörden und die Betriebe der Gemeinden und 
Gemeindeverbände 
dem Vorſtande der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes, 
e) für die öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaften, die hinſichtlich der Dienſt⸗ 
verhältniſſe ihrer Beamten der Staatsaufſicht unterſtehen, 
dem Vorſtande der Körperſchaft 8 
übertragen. 

Für die Anordnungen der Vorſtände zu b und ec ift die vorherige Zu⸗ 
ſtimmung der Staatsaufſichtsbehörde erforderlich. Dabei tritt in der allgemeinen 
Staatsverwaltung in den Fällen, in welchen eine untere Verwaltungsbehörde 
Staatsaufſichtsbehörde iſt, an deren Stelle der Regierungspräſident, in Berlin der 
Oberpräſident. Wird die Zuſtimmung verſagt, fo entſcheidet auf Antrag eines der 
Beteiligten der zuſtändige Miniſter endgültig. Dieſer iſt auch befugt, die be⸗ 
treffenden Anordnungen der Vorſtände jederzeit außer Kraft zu ſetzen. 

2. In der Regel find bei der Durchführung des Abſ. 2 des § 13 nur 
ſolche Beamte und Beamtenanwärter den Arbeitern oder Angeſtellten gleichzuftellen, 
welche die gleiche Tätigkeit ausüben wie in Privatbetrieben derſelben Art Privat⸗ 
arbeiter oder Privatangeſtellte, und ferner ſolche Beamte und Beamtenanwärter, die 
als einzelne dauernd mit einer großen Anzahl von Arbeitnehmern zuſammen arbeiten. 
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a Artikel 2. 

Zu § 61. Bei den Unternehmungen und Verwaltungen des Staates, die 
ſich über einen größeren Teil des Staatsgebiets oder über mehrere Gemeinde. 
bezirke erſtrecken, ſind die Beſtimmungen zur Ausführung der Abſ. 1 und 3 
des § 61 nach Verhandlung mit den beteiligten gewerkſchaftlichen oder ſonſtigen 
wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer geſondert für die einzelnen Zweige 
der Staatsverwaltung zu treffen. Zum Erlaſſe dieſer Beſtimmungen iſt das Staats- 
miniſterium zuſtändig, ſofern es nicht im Einzelfalle ſeine Zuſtändigkeit an die 
Miniſter für den Bereich ihrer Verwaltung überträgt. : 

Bei den Unternehmungen und Verwaltungen der Gemeindeverbände, die 
ſich über einen größeren Teil des Staatsgebiets oder über mehrere Gemeinde, 
bezirke erſtrecken, wird die Befugnis, Beſtimmungen der bezeichneten Art zu treffen, 
dem Vorſtande des Gemeindeverbandes übertragen. Die Beſtimmungen bedürfen 
nach der Verhandlung mit den betreffenden Vereinigungen der Arbeitnehmer der 
Zuſtimmung des zuſtändigen Miniſters. 


Artikel 3. 
Zu 865. Für die öffentlichen Behörden und die Betriebe des Staates, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie für die öffentlich rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften, die hinſichtlich der Dienſtverhältuiſſe ihrer Beamten der Staatsaufſicht 
unterſtehen, wird folgendes beſtimmt: 
1. Sofern eine auf Grund der Verordnung vom 24. März 1919 beſtellte 
Beamtenvertretung keinen gewählten Vorſitzenden beſitzt, hat fie im Hin⸗ 
blick auf die Vorfehrift im Abſ. 2 des § 65 des Betriebsrätegeſetzes für 
die gemeinſamen Beratungen mit dem Betriebsrat aus ihrer Mitte 
einen Vorſitzenden zu wählen. 
Zetriebsrat und Beamtenvertretung treten nur zu gemeinſamer Be⸗ 
ratung zuſammen. Führt die gemeinſame Beratung des Betriebsrats 
und der Beamtenvertretung zu einer Beſchlußfaſſung, ſo muß getrennt 
abgeſtimmt und eine Mehrheit innerhalb jeder der beiden Vertretungen 
feſtgeſtellt ſein. Für den Betriebsratsbeſchluß gilt $ 32 des Geſetzes. 
Die weitere Vertretung der Beſchlüſſe gegenüber der Behörde iſt Sache 
der einzelnen Gruppen, wobei für die Arbeitnehmer das Betriebsräte⸗ 
geſetz und für die Beamten vorbehaltlich anderweitiger Regelung die 
Verordnung vom 24. März 1919 maßgebend iſt. 

Für die Geſchäftsführung finden die Vorſchriften in § 29 Abſ. 2, 
§ 30, § 31, § 33 des Geſetzes ſinngemäße Anwendung. 
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Artikel 4. 
Su § 103. Bis zur Einrichtung eines Landeswirtſchaftsrats (Satz 2 des 
$ 103) entſcheidet für die Fälle des § 94 Satz 1 des Geſetzes der Bezirks- 


ge 


ausſchuß. Welcher Bezirksausſchuß örtlich zuſtändig iſt, entſcheidet nötigenfalls 
der zuſtändige Miniſter. 
Artikel 5. 

Zu § 104 Ziffer II. 1. Für die Verwaltungen des Staates, welche 
ftaatliche Hoheitsrechte ausüben, werden Sonderſchlichtungsausſchüſſe errichtet. 

2. Die Errichtung erfolgt für jeden Regierungsbezirk (für den Regierungs⸗ 
bezirk Potsdam mit Ausſchluß der zum Zweckverbande Groß Berlin gehörigen 
Bezirksteile)y und für den Bezirk des Zweckverbandes Groß Berlin Gezirks— 
ſchlichtungsausſchüſſe). Es iſt ein unparteiiſcher Vorſitzender zu beſtellen. Als 
ſolcher wird vom zuſtändigen Regierungspräſidenten, in Berlin vom Ober⸗ 
präſidenten ein ſeitens des für den Bezirk des Bezirksſchlichtungsausſchuſſes zu— 
ſtändigen Oberlandesgerichtspräſidenten zu bezeichnender richterlicher Beamter 
berufen. Die beiden ſtändigen Mitglieder und ihre Stellvertreter werden von 
dem Regierungspräſidenten, für den Zweckverband Groß Berlin von dem Ober⸗ 
präſidenten berufen, und zwar ſoweit möglich auf Grund von Vorſchlagsliſten, 
die für die Vertreter der Verwaltungen des Staates von den Vorſtänden der 
Behörden und für die Vertreter der Arbeitnehmer von den beteiligten wirt— 
ſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer eingereicht werden können. 

3. Neben den Bezirksſchlichtungsausſchüſſen wird für das Staatsgebiet ein 
Zentralſchlichtungsausſchuß als Sonderſchlichtungsausſchuß errichtet. Es iſt ein 
unparteiiſcher Vorſitzender zu beſtellen. Als ſolcher wird vom Präſidenten des 
Staatsminijteriums ein vom Kammergerichtspräſidenten zu bezeichnender richter. 
licher Beamter berufen. Seine beiden ſtändigen Mitglieder werden gleichfalls 
von dem Präſidenten des Staatsminiſteriums ſoweit möglich auf Grund von 
Vorſchlagsliſten berufen, die für die Vertreter der Staatsbehörden von den 
Miniſterien und für die Vertreter der Arbeitnehmer von den beteiligten wirtſchaft 
lichen Vereinigungen der Arbeitnehmer eingereicht werden können. 

Die Bezirksſchlichtungsausſchüſſe ſind befugt, jede Streitigkeit, in der ſie 
angerufen ſind, dem Zentralſchlichtungsausſchuſſe zu überweiſen, insbeſondere wenn 
die Art der Streitigkeit eine zentrale Regelung erfordert, und fie find dazu ver 
pflichtet 

a) wenn in einer gleichen oder ähnlichen Sache eine Entſcheidung des 
Zentralſchlichtungsausſchuſſes oder eine zentrale Regelung bereits vor- 
liegt, oder 
wenn eine der Parteien die Überweiſung ſpäteſtens im Laufe der erſten 
Verhandlung vor dem Bezirksſchlichtungsausſchuſſe verlangt. 

Die Aufſicht über den Zentralſchlichtungsausſchuß bei Beſchwerden gemäß 
§ 30 der Verordnung vom 23. Dezember 1918 führen der Miniſter für Handel 
und Gewerbe und der Juſtizminiſter. f 

4. Für Verwaltungen des Staates, die gleichzeitig wirtſchaftliche Zwecke 
verfolgen und bei denen die Tätigkeit der zur Ausübung der Staatshoheitsrechte 
berufenen Stellen und der Betrieb der wirtſchaftlichen Unternehmung ineinander⸗ 
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greifen, gelten die vorſtehenden Vorſchriften nur, ſoweit das Staatsminiſterium 
oder mit ſeiner Zuſtimmung der zuſtändige Miniſter keine beſonderen Be- 
ſtimmungen trifft. 


Berlin, den 8. März 1920. 
Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 
1. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 6. Dezember 1919, be⸗ 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Kleinbahnaktien⸗ 
geſellſchaft Schildau⸗Mokrehna in Schildau für die Anlage einer Klein- 


bahn von Schildau nach Mokrehna mit Anſchluß an die Staatsbahn 


ſtrecke Eilenburg-Torgau, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg 
Nr. 3 S. 19, ausgegeben am 17. Januar 1920, 

2. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 19. Dezember 1919, 

betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Langenfalzaer 

Kleinbahnaktiengeſellſchaft in Langenſalza für die Anlage einer Kleinbahn 

von Kirchheilingen nach Hausſömmern, durch das Amtsblatt der Re⸗ 

gierung in Erfurt Nr. 3 S. 17, ausgegeben am 17. Januar 1920; 

der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 19. Dezember 1919, 

betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Georgs⸗Marien⸗ 

Bergwerks⸗ und Hüttenverein in Osnabrück für die Ausführung der 

geplanten Erweiterungsanlagen der Georgs⸗Marienhütte, durch das 

Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 3 S. 9, ausgegeben am 

17. Januar 1920; 

4. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 8. Januar 1920, 

betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Petersberger 

Zahnradbahn⸗Geſellſchaft, Aktiengeſellſchaft in Königswinter, für eine 

Erweiterungsſtrecke der ihr gehörigen Zahnradbahn von Königswinter 

auf den Petersberg, durch das Amtsblatt der Regierung in Cöln 

Nr. 6 S. 38, ausgegeben am 7. Februar 1920; 

5. der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 12. Jannar 1920, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Landgemeinde 
Kaukehmen im Kreiſe Niederung für die Erweiterung des Friedhofs, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen Nr. 6 S. 42, aus⸗ 
gegeben am 7. Februar 1920. 
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Redigiert im Büro des Stagtsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefehfammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichuiſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,0 %) find an die Poftanſtalten zu richten. 


